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betreffem 

Amtsmissbrauch 

in EIVI~guog 

Tatsaehliches 

1, Mit SChreiben vem 9 April 2015 ~rstatt ~t~ Dr. ElVlin K~ssl~r b~i der Staatsanwaltschafl 
Frauenfe:d St,.afaro:eige g~en ,,,,rxirea~ Wirth wegen Amtsmissbrauehs 

lm ervvahnten Schrelben tohne Dr Erwin Kessl~r aus. dass auf einem Areal der Schulen 
Frau~nf~ld Kanineh~n tierqualerisch gehalten würden. Die Schulverwaltung stelle d~m Züeh· 
ter, Edgar Rickenbach, das Schulareal z:u diesem Zweck z:ur Verfügung, Der VgT habe An­
dreas Wirth in seiner Funktion ais PrasKJent der Sehulvervvaltung am 31 Oktober 2013 brief· 
lich ersucht. das Schulareal diesem Kaninchenzüehter nieht mehr zur V~rfügung zu ste lien 
Andreas Wirth habe dieses Sehreiben nicht beantwortet und zur geplanten Veroffentliehung 
nieht St~llung genommen. Andreas Wirth habe am 8. Marz 2015 für das Amt des Stadtprasi­
denten von Frauenfeld kandidlen. Der VgT hab~ ihn wegen seiner ti~rverachtenden herzlo­
sen Einstellung zu Tierqualerei z:ur Nichtw~hl empfehlen, Andre~s Wirth h~be die Wahl deut· 
Ileh v~rlor~n und sei damit Schulprilsident g~blieben Darauf habe d~r VgT angekündigl. 
dass ~r sieh b~i d~r n;;ehst~n Schulpr;;sid~ntenwahl für die Aw/ahl von Andreas Wirth ein­
set:en werde Um die Abwahlkampagne planen zu kdnnen habe sieh der VgT bei der 
Schulverwaltung naeh dem Termin der naehsten Wahlen erkundigt; einmal auf d~m Kontakl­
formular d~r SehulvelVlaltung und wi~derholt auch bei Andreas Wirth pers6nlich. Alle Anfra­
gen seien unbeantwortet geblieben. Andreas Wirth habe offensichtlich ~uch seinem Sekr~ta­
riat unt~rsagL di~ Anfrag~n zu beantworten. Wo stch der VgT sonst informier~n kdnne, sei 
n;cht bekannt Das Motiv van Andreas Wirth fur die VelVleigerung seiner ALiskunft über den 
Wahltermin sei offensiehtlich Er wolle dami! seine Abwahl erschweren Tatsilahlich ~rsahwe­
r~ dies di~ Planung der Abwahlkampagne arhebliah. Damit verletze Andr~as Wirth ais Amls­
person in amtsmissbrâuchlicher Weise die Verfassungsgaranti~n zum Stimm- und Wahlrecht 
beziehungsweise LU den politischen Rechten im Sinne von Art. 34 SV Andreas Wirth h~be 
diese Verfassungsverletzung in K~uf genommen, um sieh unter Missbrauch seines Amtes 
einen persdnlichen Varteil im Wahlkampf zu verschaffen 
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2. DI. Erwin Kessler reichte unter anderem eine E-Mail vom 12 Miirz 2015. 1157 Uhr. der 
Adresse server@schuien-frauenfeld.ch ein, mit welcher der Versand seiner Nachricht via 
Kontaktformular an Andreas Wirth mit der Frage ,Wann sind die naehsten Gesamterneue" 
rungswahlen der SchulbehordenT bestatigt wurde, Zudem iegte er eine E-Mail vom 31 
Marz 2015, 1221 Uhr, der Adresse server@schuien-frauenfeld.eh ins Recht. mit weleher der 
Versand seiner NachffCht via Kontaktformular an Andreas Wirth mit der Frage .Wann sind 
die nachsten Wahlen der Schu!behblden Frauenfeld? ' bestl.tigt wurde. Ferner reiehte er eine 
E-Maii vom 31 Marz 2015, 12.26 Uhr. der Adresse server@schulen-frauenfeld.ch ins Recht, 
mit wei cher der Versand seiner Nachrieht via Kontaktformuiar an die Sehulver\Naltung mit der 
Frage Wann sind die niichsten Wahlen der Sehutbehbrden Frauenfeld? best~tigt wurde 

IL Rechtliches 

1 Gestützt auf Art 312 3tGB werden Mltglieder einer Behbrde oder Beamte die ihre Amts­
gewalt missbrauchen, um sich oder einem anclem einen unreehtmassigen Vorteii zu ver­
schaffen oder einem andern einen Nachteillulufügen, mit Freiheitsstrafe bis zu fün! Jahren 
oder Geldstrafe bestraft, 

Dr Erwin Kessler wirft Andreas Wrth Amtsmissbraueh vor, da dieser seine Anfragen nkht 
beantwortet habe. Damlt erschwere er die Kampagne zu seiner Abwahl erheblich. Er verlet­
ze dadurch ais Amtsperson in amtsmissbrauchticher Weise die Vetiassungsgarantlen zum 
Stimm- und Wahlrecht beziehungsweis.e lU den politischen Rechten im Sin ne von Art. 34 
SV 

tn objektiver Hinskht veriangt der ratbestand des Amtsmissbrauchs einen Missbrau:::h der 
Amtsgewalt Die Amtsgewalt umfasst dabei ledigiich Machtbefugnisse. die dem Arntstr-ager 
durch das Amt verliehen wurden (BGE 114 IV 41 f,j, Machtbefugnisse zeichnen sieh durch 
die Berechtigung aus, Zwang auszuüben 

Ein Missbrauch der Arntsgewalt liegt vor, wenn cler Tater die verliehenen Machtbefugnisse 
unrechtmâssig anwendet. indem er kraft seines Amtes hoheitliche Vetiügungen trilft oder au! 
eine andere Art Zwang ausübt wo dies nicht geschehen dütite {BGE 114 IV 41 1.). Ole Un­
rechtmassigkeit bestehl in der Verietzung von Amtspfliehten, die sieh aus Bestimmungen in 
Gesetlen im materleilen Sinn oder aus der Vetiassung explilit oder implilit ergeben. Ein 
unrechtm~ssiger Einsatz von Macht geht in der Regel mit der Verietzung von Reehtsgütern 
einher 

Voriiegend tral Andreas Wirth kraft seines Amtes weder hoheitliche Vetiügungen noch übte 
el au! irgendeine Art und Weise Zwang aus, Er blieb vielmehr passiv. Es stetlt sieh somit die 
Frage, ob er sich des Amtsmissbrauchs dureh Unterlassung strafbar gemaeht hat. 

Ein Missbrauch der Amtsgewalt durch Unterlass.ung ist in der Regel nieht m09ifCh da durch 
Passivitat grundsatzlich kein Zwang ausgeübt werden kann. Ist ein Amtslrager indessen ais 
Garant verpfliehtet, einen Grurtdreehlseingriff aulzuheben und unterl<l:sst er dies, kann ailen­
fails ein Amtsmissbrauch nach den Regeln des Unterlassungsdelikts gemiiss Art. Il SIGB 
vorliegen (vgl Heimgartner Stefan in BSK Strafrecht Il, N 18 zu Art 312 31GB). GeslCillt au! 
Art Il StGB ergibt sieh die Garantensteliung aus Gesetl. Vertrag, freiwillig eingegangener 
Gefahrengemeinschaft und Schaffung einer Gefahr. 



Zu prüfen ist daher ob Andreas Wirth in seiner Funktion ais Priisident der Primarschulge­
meinde Frauenfeld ais Garant verpflichtet gewesen w~re einen Eingrilf in das Grundrecht 
der politischen Rechte aufzuheben respe~tive zu verhindern. 

Gemtiss Art. 19 der Gemeindeordnung der Primarschulgemeinde Frauenfeld bestehen die 
Aufgaben eines SchulpriiskJenten darin, die durch das kantonale Recht, die Gemeindeord­
nung oder die Schulbeh6rde übertragenen Aufgaben auszuführen, insbesondere die Vertre­
tUr'lg der Primarschulgemeinde nach aussen, den Vorsitz der Schulbeh6rde und deren Ver­
tretung nach aussen, die Leitung des Wahlbüros und die Aulsicht über die gesamte VerINa~ 
tung und ÜberINachung des Schulbetriebes, 

Der Regierungsrat des Kantons Thurgau regelt gestütz:t aul § 18 des Gemeindegesetz:es des 
Kantons Thurgau den Beginn der Amtsdauer, Der jeweilige Zeitraum für die Gesamterneue­
rungswahlen der Beh6rden der Schulgemeinden wird per Regierungsratsbeschluss. der je­
weils im Amtsblatt verbffentlicht wird, festgelegt Dem Regierungsratsbeschluss vom 29, Mai 
2012 ist z:u entnehmen, dass die Amtsdauer der jetzigen Schulbeh6rden von 2013 bis 2017 
dauert und dass die Wahl dazu in der Zeit vom 24. November 2012 bis zum 9 Juni 2013 
staltz:ufinden halte (vgL ABI 2012, Seite 1411). 

Die Kompeten~ ~ur Festlegung des Zeitraums, in dem die Gesamterneuerungswahlen der 
Schulbehtirden staltfinden, liegt damit alleinig beim Regierungsrat Der Zeitraum für die Ge­
samterneuerungswahlen der Behdrden der Schulgemeinden für die nachste Amtsdauer steht 
noch nicht lest 

Inwtefern Andreas Wirth betreffend die Mitteilung des noch nicht terminierten Wahltermins 
eine Garantenstellung haOOn sollte um einen Eingrifl in das Grundrecht der politischen 
Rechte aulzuheben respektive zu verhindern, ist daher nicht e~ichtlich, lm Übrigen wiire es 
Andreas Wirth gar nicht méiglich gewesen, den Wahltermin be~annt zu geban. da dieser 
noch nicht feststeh1. Der Tatbastand des Amtsmissbrauchs ist deshalb eindeutig nichl etiüllt 

2 Gemass Art, 310 Abs 1 StPO vetiügt die Staatsanwaltschaft die Nichtanhandnahme, so­
bald aufgrund der Strafanzeige oder des Polizeirapp;:>rts leststeht, dass die Iraglichen Straf­
tatbestiinde oder die Prozessvoraussetzungen eindeutig nicht etiüllt sind. Der Sache ist da­
her keine weitere Folge zu geben 

3, Ausgaflgsgemiiss sind die Vetiahrenskosten au! die Staatskasse ~u nehmefl (Art, 426 
Abs, 1 ufld 2 StPO iVm Art. 310 Abs. 2 StPO), 

wird in Anwendung von 

Art, 310 StPO i, V.m. Art, 319 ft StPO 


